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1 Begrüßung/Anträge 
 
Frau Roeder begrüßt zunächst die neu in die Kommission berufenen Mitglieder, Herrn Zippel als Vertreter 
der Gemeinde Hasloh und Frau Dr. Stefanie von Berg für den Bezirk Altona, die jedoch aufgrund anderer 
terminlicher Verpflichtungen verhindert sei.   
 
Das Gremium ist beschlussfähig. 
 
Im Anschluss spricht Frau Roeder die von Herrn Dr. Schwartz zum Protokoll der FLSK 2021/1 per Mail 
übersandten Änderungswünsche an, die aufgrund nicht mehr klärbarer technischer Probleme bedauerli-
cherweise erst im Nachgang zur Stellungnahmefrist eingegangen seien. Frau Roeder schlägt daher eine 
Beschlussfassung des Gremiums über die Frage zur Aufnahme der Änderungswünsche in das Protokoll 
der FLSK-Sitzung vom 19. Februar 2021 vor.  
 
Dieser Beschluss wird bei 3 Enthaltungen ohne Gegenstimme angenommen.  
 
Hinsichtlich des Antrags von Herrn Quade zum Thema Klimaschutz weist Frau Roeder daraufhin, dass die 
Allianz für den Fluglärmschutz dieses Thema in ihren Aufgabenkatalog aufgenommen habe und zukünftig 
dort behandeln werde. Daher schlage sie eine erneute Diskussion zu diesem Thema unter TOP 7 oder auf 
der nächsten FLSK-Sitzung vor.  
 
Das Gremium nimmt Kenntnis.  
 
 
2 Aktuelle Lage am Hamburger Flughafen 
 
Herr Schmidt schildert die aktuelle Lage am Flughafen, die sich seit der letzten Sitzung nicht verändert 
habe. Der Flughafen sei weiterhin von leeren Terminals geprägt; derzeit gebe es ca. 36 Starts und Lan-
dungen mit insgesamt ca. 4.000 Passagieren/Tag. Selbst Ostern habe die Zahl der Passagiere nur bei 19 
– 26 % und die Zahl der Flugbewegungen lediglich bei ca. 15 % des Vorpandemiejahres 2019 gelegen. 
Eine langfristige Planung von Flügen durch die Airlines sei bisher nicht möglich, derzeit reagierten diese 
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zweiwöchentlich auf die aktuelle Pandemiesituation. Hier hoffe man auf einen positiven Anstieg durch fort-
schreitende Impfungen.  
Für den Flughafen selbst bestätigte Herr Schmidt, dass alle erforderlichen Lärm- und Schadstoffmessun-
gen etc. sowie Programme wie z. B. die Kooperation mit der Raffinerie in Heide zu Erstellung synthetischen 
Kerosins trotz Kurzarbeit weiterliefen.  
 
Für die DFS konnte Herr Hückelkempken die Aussagen von Herrn Schmidt im Hinblick auf die Verkehrs-
zahlen nur bestätigten. Aktuell liegen diese bei einem Minus von ca. 60 – 70 % des Niveaus von 2019. Ein 
Aufwärtstrend sei derzeit nicht erkennbar, Prognosen schwierig und die weitere Entwicklung hänge stark 
vom Impfgeschehen ab. Insbesondere die Ausbildung von Lotsen sei durch die derzeitige Verkehrslage 
erschwert. Hier werde mittlerweile auf den Simulator in Langen ausgewichen, um angehende Lotsen mit 
Verkehrssituationen vertraut zu machen, die sich aufgrund der geringen Anzahl an Verkehrsbewegungen 
aktuell nicht ergeben.  
 
Hinsichtlich der aktuellen Verspätungslage berichtet Frau Dr. Pieroh-Joußen von derzeit insgesamt 6 ver-
späteten Flügen in 2021, davon 4 im ersten Quartal des Jahres.  
 
Herr Kraft wertet die Zahl der verspäteten Flüge zwar als positiv, zeigt sich aber insgesamt irritiert über die 
Abwicklung von Flügen nach Beginn der Ausgangsbeschränkungen. Frau Dr. Reuter erläutert hierzu, dass 
sich die gesetzliche Regelung nur an natürliche Personen nicht aber an Fluggesellschaften richte. Zudem 
sei der Aufenthalt außerhalb des eigenen „befriedeten Besitztums“ bei Vorliegen eines gewichtigen Grun-
des (z. B. Arbeitsweg, Ausübung der elterlichen Sorge) auch nach 21 Uhr gestattet. Herr Dr. Schwartz 
merkt hierzu an, dass touristische Reisen keinen Ausnahmegrund darstellen. In diesem Zusammenhang 
verweist Frau Dr. Reuter auf eine Schriftliche Kleine Anfrage (SKA) zu dieser Thematik, deren Beantwor-
tung aktuell noch ausstehe.  
 
 
3 Bewegungsverteilung 2020 (TOP 3 FLSK 2021/1) 

Berichterstattung: DFS 
 

Herr Hückelkempken erläutert das Vorgehen bei der Festlegung der Betriebsrichtung an Flughäfen durch 
den jeweiligen Tower. Die vom Deutschen Wetterdienst alle 10 Sekunden aktualisiert gelieferten Boden-
winddaten werden entsprechend der ICAO-Vorgaben zur Seitenwindkomponente und der im Luftfahrthand-
buch für Deutschland (AIP) für den jeweiligen Flughafen festgelegten Regelungen umgerechnet, um an-
hand dieser Berechnungen die Betriebsrichtung mit dem Ziel festzulegen, Starts- und Landungen gegen 
den Wind zu ermöglichen. Die Schwierigkeit bestehe darin, dass Wind nicht konstant aus einer Richtung 
komme, Boden- und Höhenwinde unterschiedlich sein können und die Betriebsrichtung nicht alle 10 Se-
kunden veränderbar sei. In Europa gebe es vorwiegend südwestliche Winde, nur in sogenannten Omega-
Wetterlagen komme es bei stabiler Hochwetterlage in Europa zu Jahren mit verstärkten Winden aus öst-
licher Richtung, wie es die von Herrn Schmidt in der letzten Sitzung präsentierten Auswertungen (FLSK-
Drs. Nr. 1/2021-2) gezeigt haben. Unter diesen Rahmenbedingungen sei dem gesetzlichen Auftrag nach 
der sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Luftverkehrs gemäß LuftVG nachzukommen.  
 
Die Erläuterungen von Herrn Hückelkempken werden im Gremium mit Blick auf die Bahnbenutzungsregeln 
(BBR) kritisch diskutiert. Nach wie vor werde nicht deutlich, wann bei der Festlegung der Betriebsrichtung 
die Wetterbedingungen und wann die Sicherheitslage entscheidend sei. Hier könnten Wetteraufzeichnun-
gen bei der DFS hilfreich sein. Nach Auffassung der  BVF erwecke das Vorgehen der DFS bei Festlegung 
der Betriebsrichtung eher den Eindruck, als werde Kapazitätsgründen Vorrang vor den BBR eingeräumt; 
eigenen Auswertungen zufolge sei die BBR Nr. 2.3 in über 90 %  der Fälle nicht eingehalten worden. Hier 
stelle sich die Frage, wie mit der durch diese Regel einhergehenden erheblichen Kapazitätseinschränkung 
vor allem in den Randzeiten bei der Gesamtplanung der DFS umgegangen werde. Herr Kranz fragt in 
diesem Zusammenhang noch einmal explizit nach, ob es richtig sei, dass die vorrangige Bundesrechtsgel-
tung eine Abstufung in den Prioritäten bedeute. Bei hohem Verkehrsaufkommen ziehe zunächst das Argu-
ment der flüssigen Abwicklung, hinter dem die BBR zurückstehen und demgemäß drittrangig seien. 
Herr Hückelkempken bestätigt dies und betont nochmals, dass sich die DFS selbstverständlich an die BBR 
gebunden fühle, da diese Teil des Luftfahrthandbuches für Deutschland (AIP) seien und somit ebenso 
Beachtung fänden wie alle übrigen für die DFS maßgeblichen Vorschriften des LuftVG und der ICAO. Er 
weist aber gleichzeitig darauf hin, dass ein unabweichliches Festhalten daran dem Auftrag der DFS zur 
Abwicklung eines sicheren, geordneten und flüssigen Flugverkehrs widerspreche und zitiert dazu folgende 
                                                
  Anm.: hierbei handelt es sich um eine stabile Hochdrucklage über Mitteleuropa, bei dem ein Hochdruckgebiet von zwei Tiefdruck
 gebieten flankiert wird und das Strömungsfeld stark an den Buchstaben Omega (Ω) erinnert. (Quelle: DWD)  
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Passage aus dem Schreiben des BAF vom 2018: "Unserer Auffassung nach ist die DFS an die BBR in 
Hamburg gebunden, doch können diese weder so verstanden werden, dass sie die DFS in der Ausübung 
der hoheitlichen Tätigkeit, der Erbringung von Flugverkehrskontrolldiensten, beeinträchtigen, noch als eine 
Beschränkung des am Flughafen Hamburg abzuwickelnden Luftverkehrs." 
Wetteraufzeichnungen insbesondere mit Bezug zu den Windverhältnissen bei Festlegung der Betriebs-
richtung seien bei der DFS aus Kapazitätsgründen nicht realisierbar.   
Herr Dr. Schwartz betont hierzu, dass das Nichteinhalten der BBR keine Lappalie sei, da diese seiner 
Auffassung nach als Teil der Flughafengenehmigung und des Bebauungsplans rechtsverbindlichen Cha-
rakter hätten.  
 
Frau Dr. Reuter weist in diesem Zusammenhang nochmals darauf hin, dass die bundesrechtliche Regelung 
des § 27 c LuftVG Vorrang vor den BBR habe und damit handlungsleitend für Lotsen sei, um den Flugver-
kehr sicher, geordnet und flüssig abzuwickeln. Die Möglichkeiten der BBR kommen erst dann zum Tragen, 
wenn hinsichtlich dieser übergeordneten Regelung ein Ermessen ausgeübt werde; sie seien damit Hilfe-
stellung für die konkrete Entscheidung zwischen verschiedenen Möglichkeiten. Das Bundesaufsichtsamt 
für Flugsicherheit (BAF) überprüfe stichprobenweise, ob Lotsen ermessensfehlerfrei arbeiten und habe 
dies bereits bestätigt. Insgesamt seien die BBR aber zu komplex, um anhand eines für jedermann zugäng-
lichen Wetterberichts widerlegt zu werden. Herr Dr. Schwartz erinnert hierzu an die seinerzeit strittige Dis-
kussion des BAF-Gutachtens in der FLSK, da das BAF nicht habe nachweisen können, wie und wann es 
getestet habe. 
 
 
4 Sachstand der Überprüfung der Flugroute RAMAR – Antrag des Bezirks Altona (TOP 7 FLSK 

2021/1) 
 

Herr Hummert erläutert, dass für die Überprüfung weitere Berechnungen zur Lärmbelastung, insbesondere 
zu Betroffenenzahlen, seitens der BUKEA ausstehen. Eine vollständige Betrachtung und Vorstellung in der 
FLSK sei dadurch derzeit nicht sachgerecht, daher bittet Herr Hummert um Verschiebung des TOPs auf 
die nächste Sitzung.  
Dieser Bitte kommt Frau Roeder nach. Das Gremium nimmt Kenntnis.   
 
 
5 Überprüfung der Lärmschutzzonen und Kartierung 2022 gem. Umgebungslärmrichtlinie 
 
Herr Wagner führt aus, dass mit der Neufassung des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) 
im Jahr 2007 ein kontinuierliches Monitoring der Lärmschutzbereiche (LSB) eingeführt worden sei. Spätes-
tens 10 Jahre nach Festsetzung der LSB sei zu prüfen, ob sich die Lärmbelastung wesentlich verändert 
habe oder sich innerhalb der nächsten zehn Jahre wesentlich verändern werde. Wesentlich sei eine Ände-
rung dann, wenn sich die Höhe des äquivalenten Dauerschallpegels LAeq Tag an der Grenze der Tagschutz-
zone 1 (TSZ 1) oder der LAeq Nacht an der Grenze der Nachtschutzzone (NSZ) um mindestens 2 dB(A) 
ändere. Nach Festsetzung der LSB für den Hamburger Flughafen 2012 seien diese 2022 turnusgemäß zu 
überprüfen. Erforderlich dafür sei ein vom Flughafen und der DFS bereitzustellendes Datenerfassungssys-
tem (DES), das auf der Grundlage  eines prognostizierten Flugbetriebs eines Jahres, das in der Regel zehn 
Jahre nach der Datenanforderung liege, basiere. 2012 habe man die Zahl der Flugbewegungen innerhalb 
der sechs verkehrsreichsten Monate des Prognosejahres 2020 mit ca. 116.000 bei den gewerblichen Flug-
bewegungen tags und ca. 4.300 nachts angenommen. Während im Jahr 2019 die tatsächlichen Flugbewe-
gungen tagsüber nur ca.  70 %  der prognostizierten Zahl erreichten, lagen die nächtlichen Flugbewegun-
gen etwas über der Prognosezahl. Gegenwärtig gebe es keine Anhaltspunkte für eine wesentliche Ände-
rung der Fluglärmbelastung im Sinne des FluLärmG, selbst bei Annahme eines in 2020 möglicherweise 
erfolgten Anstiegs der Flugbewegungen um etwa 2 - 3 %.  
Weiterhin sei zu prüfen, ob sich die Fluglärmbelastung innerhalb der nächsten zehn Jahre wesentlich ver-
ändern werde. Dies sei aufgrund der seit 2020 anhaltenden Pandemie und des damit verbundenen enor-
men Rückgangs der Flugbewegungen und Passagierzahlen am Hamburger Flughafen nicht verlässig prog-
nostizierbar, da derzeit, auch nach Aufhebung aller pandemiebedingten Beschränkungen, nur von einer 
langsamen Erholung des Luftverkehrs ausgegangen werde. Darüber hinaus seien strukturelle Änderungen 
zu erwarten, so dass sowohl die Entwicklung der Flugbewegungen als auch der zukünftige Flottenmixe der 
Airlines völlig ungewiss seien und eine empirisch belastbare Luftverkehrsprognose als rechtssichere 
Grundlage für die Ermittlung der Fluglärmbelastung im Moment nicht zulasse.   
Auf Initiative Hamburgs habe sich die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglärmkommissionen (ADF) daher 
mit der Anregung an das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) ge-
wandt, die turnusgemäße Überprüfung der Lärmschutzbereiche für eine begrenzte Zeit auszusetzen und 
diese nachzuholen, sobald dies tatsächlich sachgerecht möglich sei. Das BMU teile die Auffassung der 
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ADF, so dass Hamburg sich entschlossen habe, die Überprüfung gemäß § 4 Abs. 6 FluLärmG zu verschie-
ben und diese nachzuholen, sobald hinreichend verlässliche Trendannahmen für die Erstellung einer vali-
den Luftverkehrsprognose für Hamburg möglich sind. 
 
Frau Dr. Pieroh-Joußen berichtet, dass auch die im nächsten Jahr anstehende Kartierung gemäß Umge-
bungslärmrichtlinie (EG-VO 2002/49) von der Pandemie betroffen sei. § 47c BImschG, welcher die Vorga-
ben der Umgebungsrichtlinie umsetze, schreibe als Berechnungsgrundlage das vorangegangene Kalen-
derjahr, demnach 2021, vor. Fraglich sei, ob die Kartierung mit dieser Datenlage sachgerecht sei, da es 
pandemiebedingt deutliche Veränderungen zu den bisherigen Vorjahren gegeben habe. Hamburg favori-
siere daher, ebenso wie die ADF und der Ausschuss Physikalische Einwirkungen der Bund/Länder-Arbeits-
gemeinschaft Immissionsschutz (LAI), als repräsentatives Jahr 2019 heranzuziehen. Hierzu werde Ham-
burg Kontakt zum BMU aufnehmen, um eine bundes- oder sogar europaweite einheitliche Regelung dieser 
Frage anzuregen. 
 
Auf die Frage von Herrn Mundt zu möglichen Auswirkungen der geplanten Novellierung des FluLärmG auf 
die Berechnung der Lärmschutzbereiche schließt sich eine kurze Diskussion im Gremium an. Eine zeitnahe 
Änderung des FluLärmG werde trotz des mittlerweile auf den Weg gebrachten ersten Evaluationsberichts 
der Bundesregierung nicht erwartet. Hier wird von Herrn Dr. Schwartz bemängelt, dass die geltende Rege-
lung bestehende Flughäfen gegenüber neuen hinsichtlich der Lärmbelastung für die Anwohner*innen mit 
einem Zuschlag von + 5 dB(A) Fluglärm-Dauerschallpegel deutlich privilegiere und damit als Grundlage für 
die Neuberechnung der Lärmschutzbereiche und somit der von Fluglärm Betroffenen misslich sei. Frau Dr. 
Pieroh-Joußen stimmt dem zu. Auch sie halte die derzeitigen Auslösewerte für zu gering und werde wei-
terhin daraufhin wirken, diese zu ändern, um die Lärmschutzzonen ausweiten.  
 
 
6 Fluglärm und Siedlungsentwicklung Hamburgs 

Berichterstattung: BSW 
 
Herr Mundt schildert anhand einer Übersichtskarte zu den Fluglärmschutzzonen das System der Sied-
lungsbeschränkungen (FLSK-Drs. Nr. 2/2021-2) und weist in diesem Zusammenhang noch einmal darauf 
hin, dass die Beantwortung der vorab von der BVF gestellten Fragen (FLSK-Drs. Nr. 3/2021-2) umfassende 
Auswertungen nötig mache, die in der Kürze der Zeit nicht leistbar gewesen seien. Vor dem Hintergrund 
der gesetzlichen Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) und der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) 
erläutert Herr Mundt die Regelungsgrundlagen der Bauleitplanung und der Baugenehmigungsverfahren. 
Ziel der Bauleitplanung sei die zentrale Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse (§ 1 Abs. 
6 f. BauBG). Grenz- oder Richtwerte zum Fluglärmschutz seien hier gesetzlich nicht verankert worden, so 
dass auf die Vorgaben des FluLärmG zurückgegriffen werde. Eine zusätzliche Selbstbindung bei der Bau-
leitplanung stelle der Senatsbeschluss zur Siedlungsbeschränkung im fluglärmbelasteten Bereich des 
Flughafens Hamburg von 1996 dar, mit dem zwei Siedlungsbeschränkungsbereiche (SBB 1 und 2) unter-
schiedlichen Ausmaßes abgegrenzt seien, in denen jeweils unterschiedliche planerische Einschränkungen 
an Wohnbauflächen und ähnlich schutzbedürftige Nutzungen im Fluglärmbereich bestimmt werden. Für 
Baugenehmigungsverfahren finde dieser Senatsbeschluss keine Anwendung, hier seien ebenfalls die fach-
gesetzlichen Vorgaben insbesondere des § 5 FluLärmG maßgeblich. Fluglärmschutzzonen und Bauver-
bote bilden den gesetzlichen Rahmen für die Genehmigung von Wohnungen und weiterer schutzbedürfti-
gen Nutzungen. Dabei solle die freiwillige Siedlungsbeschränkung nicht aufgeben werden, um die Koexis-
tenz mit dem Flughafen zu gewährleisten. Unter Berücksichtigung dieser Zonen sei auch die Genehmigung 
von 10.000 Wohnungen/Jahr bisher  gelungen. Die von Herrn Brunckhorst in den Raum gestellte Möglich-
keit, mit speziellen Fenstern wie in der HafenCity (sog. "HafenCity-Fenster" bzw. "Hamburger Fenster"), in 
die Lärmschutzzonen hineinzugehen oder zumindest die Grenzbereiche anders zu beurteilen, sehe der 
Beschluss von 1996 nicht vor. Darüber hinaus eignen sich die „HafenCity-Fenster“ nur bedingt zum Schutz 
vor Fluglärm, da diese speziellen Fensterkonstruktionen im gekippten Zustand zwar eine höhere Schall-
dämmung als normale Fenster aufweisen, allerdings laute Einzelereignisse – wie bei Überflügen –  nur 
mäßig dämmen können. Gerade im Hinblick auf eine lebenswerte Stadt sollte es Ziel sein, dass nicht noch 
mehr Menschen in diese Zonen ziehen, daran bemesse sich auch, wie gut eine solche Selbstbeschränkung 
wirke, so Herr Dr. Schwartz.  
Herr Schmidt weist darauf hin, dass die Bevölkerungsentwicklung, insbesondere im Norden des Flugha-
fens, zum einen durch die Planungen für die Verlegung nach Kaltenkirchen beeinflusst worden sei, zum 
anderen aufgrund der fehlenden freiwilligen Selbstbeschränkung Schleswig-Holsteins dazu führe, dass mit 
gewerblichen Bauten aber auch zunehmender Wohnbebauung an den Flughafen herangerückt werde. Aus 
dortiger Sicht seien die Siedlungsbeschränkungen aktuell zu gering. Hier appelliere Herr Schmidt an die 
Umlandgemeinden, insbesondere bei der Novellierung des FluLärmG, darauf hinzuwirken, zukünftig nicht 
weiter in die Ab- und Anflugschneisen hineinzubauen. In diesem Zusammenhang sieht er auch den Wegfall 
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der vorgeschriebenen behördlichen Bauabnahme Ende der 1990er Jahre als problematisch an; so stelle 
man immer wieder Gebäude fest, in denen vorgeschriebene Schallschutzmaßnahmen nicht vorgenommen 
worden seien.     
 
 
7 Sonstiges  
 
Frau Roeder bittet Herrn Quade um seinen antragsgemäßen Beitrag zum Thema Klimaschutz.  
 
Herr Quade fasst noch einmal den bisherigen Verlauf der Diskussion zu diesem Thema zusammen und ist, 
abweichend zu der juristischen Einschätzung der BWI, der Ansicht, Klimaschutz sei sehr wohl ein Thema, 
das in der FLSK behandelt werden solle. Darüber hinaus sehe er mit § 10 GO auch die Verpflichtung, die 
Öffentlichkeit über den Stand der Diskussion zu informieren.  
Herr Dr. Schwartz bekräftigt diese Forderung, insbesondere vor dem Hintergrund, dass die Luftver-
kehrsemissionen 2018 im Vergleich zu 1990 noch gestiegen seien und nicht annähernd in die Richtung der 
im Hamburger Klimaplan gesetzten Ziele weisen.  
 
Nach erneuter kontroverser Diskussion bestätigt Frau Roeder die Relevanz dieses Themas, macht jedoch 
auch deutlich, dass sie, ebenso wie die BWI, die Beschäftigung mit allgemeinen klimapolitischen Fragen 
vom gesetzlichen Mandat einer FLSK mit lokalem Bezug zum jeweiligen Flughafen als nicht gedeckt an-
sehe. Dabei gehe es nicht darum, dieses Thema gänzlich auszuklammern, sondern sich lediglich auf die 
gesetzlich vorgegebenen Aufgaben zu konzentrieren. Sie betonte dabei vor allem die beratende Funktion 
dieses Gremiums, der die FLSK nicht mehr sachgerecht nachkommen könne, wenn sie von allgemeinpo-
litischen Themen außerhalb ihres Einflussbereichs überlagert werde. Darüber hinaus sehe sie derzeit keine 
Veranlassung für eine entsprechende Pressemitteilung, da eine abschließende Meinungsbildung innerhalb 
der FLSK zum Thema Luftverunreinigungen im Nahbereich erst nach Vorlage der Einschätzung durch die 
ADF möglich sei.  
 
Mit Hinweis auf die in der nächsten FLSK-Sitzung angedachte Präsentation der angesprochenen ADF-
Einschätzung und aufgrund der bereits überschrittenen Sitzungszeit schließt Frau Roeder die Webkonfe-
renz mit Dank an alle Teilnehmenden und besten Wünschen um 13.20 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
Für die Niederschrift: genehmigt: 
 
 
 
 
 
 
gez. Monika Weidner gez. Elke Christina Roeder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Terminvorschau 2021 
24.09.2021 FLSK 2021/3 
10.12.2021  FLSK 2021/4 
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a) Regelungsgrundlagen

Bauleitplanung
Baugesetzbuch (BauGB) – Auszug aus dem Belangekatalog

• § 1 Abs. 6 S. 1 BauGB 
„…Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse…“

• § 1 Abs. 7 c) BauGB 
„…umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 
Gesundheit…“

Für die Bauleitplanung sind zur Beurteilung keine Grenz-, Richt- oder 
Orientierungswerte gesetzlich festgelegt, daher wird auf fachgesetzliche 
Festlegungen im Rahmen der Abwägung zurückgegriffen!

- maßgebliches Fachgesetz ist das FluLärmG, insbesondere § 5 
- zusätzliche Selbstbindung: Senatsbeschluss zur Siedlungsbeschränkung 

(1996)
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a) Regelungsgrundlagen

Baugenehmigungsverfahren
Hamburgische Bauordnung (HBauO) – Allgemeine Anforderungen

§ 3 Abs. 1 HBauO
„…Anlagen sind so anzuordnen und zu errichten, dass … Leben und Gesundheit 
nicht gefährdet werden und keine unzumutbaren Belästigungen entstehen. Sie 
müssen ihrem Zweck entsprechend ohne Missstände zu benutzen sein.“

Hamburgische Bauordnung enthält keine Vorgaben zu Beurteilung von Fluglärm, 
bei Genehmigungsentscheidungen sind die fachgesetzlichen Vorgaben des 
FluLärmG allerdings zu beachten.

- Senatsbeschluss zur Siedlungsbeschränkung (1996) findet keine Anwendung 
im Baugenehmigungsverfahren!
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b) Bauverbote und Ausnahmen nach FluLärmG

Übersicht der Bauverbote für schutzwürdige Nutzungen 
gemäß § 5 Abs. 1 und 2 FluLärmG
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b) Bauverbote und Ausnahmen nach FluLärmG

Ausnahmen von den Bauverboten in § 5 Abs. 1 und 3 FluLärmG

• Generelle Ausnahme für Krankenhäuser, Altenheime, Erholungsheime, Schulen und 
KITAs, wenn diese zur Versorgung der Bevölkerung mit öffentlichen Einrichtungen oder 
sonst im öffentlichen Interesse dringend geboten ist (Entscheidung liegt beim jeweilig 
zuständigen Bezirksamt)

• Ausnahmen für Wohnungen:
 Hausmeister- und Betriebsleiterwohnungen
 Wohnungen, die im Außenbereich nach § 35 BauGB zulässig sind (in Hamburg selten)
 Wohnungen/Unterkünfte in Kasernen
 Wohnungen im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, wenn dieser vor Festsetzung 

des Lärmschutzbereichs bekanntgemacht wurde (sehr häufig)
 Wohnungen innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile nach § 34 BauGB 

(gelegentlich)
 Wohnungen im Geltungsbereich eines Bebauungsplan, wenn dieser der Erneuerung, 

Anpassung, Umbau oder Erhaltung eines vorhandenen Ortsteils mit Wohnbebauung 
dient (Bestandsplan)
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c) Siedlungsbeschränkungsbereiche 1 und 2 
(Senatsbeschluss 1996)

Übersicht der Zu- und Unzulässigkeit von Baugebieten und konkreten 
Nutzungen gemäß Senatsbeschluss von 1996
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c) Siedlungsbeschränkungsbereiche 1 und 2 
(Senatsbeschluss 1996)

Übersicht der Ausnahmen gemäß Senatsbeschluss von 1996

Siedlungsbeschränkungsbereich 1: 
planungsrechtlich bestehende Wohngebiete können in enger Orientierung an 
den prägenden Bestand gesichert werden

Siedlungsbeschränkungsbereich 2:
Planungsrechtlich gesicherte Wohngebiete können maßvoll arrondiert werden
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d) kartographische Darstellungen

Quelle: Landesbetrieb für 
Geoinformation und Vermessung

Tagschutzzone 1
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d) kartographische Darstellungen

Quelle: Landesbetrieb für 
Geoinformation und Vermessung

Tagschutzzonen 1 und 2
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d) kartographische Darstellungen

Quelle: Landesbetrieb für 
Geoinformation und Vermessung

Tagschutzzonen 1 und 2 
und Nachtschutzzone
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d) kartographische Darstellungen

Quelle: Landesbetrieb für 
Geoinformation und Vermessung

Tagschutzzonen 1 und 2 und 
Nachtschutzzone und 
Siedlungsbeschränkungsbereich 1



13

d) kartographische Darstellungen

Quelle: Landesbetrieb für 
Geoinformation und Vermessung

Tagschutzzonen 1 und 2 und 
Nachtschutzzone und 
Siedlungsbeschränkungsbereich 1 und 2
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d) kartographische Darstellungen

Quelle: Amt für Landesplanung und 
Stadtentwicklung
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herzlichen Dank…



Fragenkatalog  

zum Vortrag der Behörde für Stadtentwicklung / BSW „Fluglärm und Siedlungsentwicklung 

Hamburgs“ TOP 6 der FSLK-Sitzung am 30.04.2021 

 

1. Wieviel Bürger sind nach welchen Kriterien derzeit vom Fluglärm jeweils im Flughafenumfeld 

/ -Nahbereich und in den Flugschneisen betroffen? (Differenziert nach den Ländern Hamburg 

und Schleswig-Holstein) 

2. Wieviel Bürger wohnen derzeit jeweils in den Schutzzonen 1 und 2, Nachtschutzzone gem. 

FlugLärmG §5 (2007) 

a. Einschl. Angaben zu schutzwürdigen Einrichtungen in den Schutzzonen nach Art und 

Anzahl 

3. Wieviel Wohneinheiten wurden seit Bestehen der aktuellen Schutzzonen (FlugLärmG §5, 

2007) dort erstellt und wie haben sich die Bevölkerungszahlen seitdem dort je Schutzzone 

entwickelt? 

4. In welchen Bauleitplänen im Bereich der aktuellen Fluglärmzonen bestehen noch nicht 

realisierte potentielle Baurechte für Wohnungsbau (einschl. Nachverdichtung) und wie viele 

Wohneinheiten umfassen diese Baurechte? 

5. Wieviel Bürger wohnen derzeit in den Bereichen mit Siedlungsbeschränkung 1 und 2 gem. 

Senatsbeschluss von 1996 

a. Einschl. Angaben zu schutzwürdigen Einrichtungen in den 

Siedlungsbeschränkungsbereichen nach Art und Anzahl 

6. Wieviel Wohneinheiten wurden seit 1996 jeweils in den Siedlungsbeschränkungsbereichen 1 

und 2 erstellt und wie haben sich die Bevölkerungszahlen seitdem dort je Bereich entwickelt? 

7. Inwieweit gehen Hamburgs Siedlungsbeschränkungen über den gesetzlichen Lärmschutz 

gem. FluLärmG hinaus, wie es z.B. im „Leitbild Eimsbüttel 2040“ herausgestellt wird? 

a. Nach welchen Kriterien erfolgte die Definition der Siedlungsbeschränkungsbereiche 1 

und 2 gem. Senatsbeschluss 1996? 

b. Inwieweit lassen sich die Siedlungsbeschränkungsbereiche (Senatsbeschluss 1996) in 

Ausdehnung und Beschränkungsbedingungen auf die Schutzzonen gem. FluglärmG 

(2007) abbilden? Wo ergeben sich Unterschiede? 

8. Wie werden gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet, wenn der Bau von 

Wohnraum bis an den Flughafenzaun heran genehmigt wird, wie beispielsweise. die 

Wohnsiedlungen in Niendorf Hainholz 70–84 oder Schwalbenweg 29 -37 in unmittelbarer 

Nähe zum Startbahnkopf 05 mit extremer Lärmbelastung? 

a. Inwieweit war/ist die Erstellung von Wohnraum dort genehmigungsfähig im Einklang 

mit dem FluglärmG? 

9. Wie sollen die gegensätzlichen Ziele der Stadt, Wachstum des Flughafens einerseits und 

Wachstum der Stadt (Wohnbevölkerung) andererseits, vereinbart werden? 

a. In welchem Umfang werden die Möglichkeiten zum Wohnungsbau durch die 

Wachstumsziele des Flughafens eingeschränkt? (Aus dem Leitbild Eimsbüttel 2040: 

„…. eine Restriktion ergibt sich aus dem Fluglärm, wobei Hamburg sich über die 

gesetzlichen Lärmschutzbedingungen eine eigene Siedlungsbeschränkung über die 

gesetzlichen Lärmschutzbedingungen hinaus auferlegt hat, um 

Entwicklungspotentiale des Flughafens zu sichern. Ein klassischer Nutzungskonflikt, 

da damit Potentiale des Wohnungsbaus eingeschränkt werden.“ 

weidnemo
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Antrag zur Sitzung 2021/2 der FLSK Hamburg am 30.04.2021 
 
Antragsteller : Manfred Quade, Vertreter des Kreises Pinneberg 
 
Thema : Klimaschutz und Flugbetrieb am Flughafen Hamburg – Thema für die FLSK? 
 
Bezugnahme : Stellungnahme Frau Dr. Reuter vom 03.09.20, Bericht FLSB vom 13.11.20 
 
 
Sachverhalt : 
Dieses Thema stand für die FLSK erstmalig bereits am 20.09.19 (235. Sitzg.) auf der 
Tagesordnung. Wegen des großen allgemeinen Interesses an diesem Thema wurde dann auf 
einstimmigen Beschluß entschieden, dafür eine Sondersitzung anzusetzen. Diese fand dann am 
28.01.20 mit einer umfassenden Präsentationen und anschließender intensiver Diskussion statt. 
Da aber immer noch viele Fragen und weiterer Diskussionsbedarf zu dem Thema bestand, wurde 
vereinbart, dass es zur nächsten Sitzung wieder auf die Tagesordnung gesetzt werden solle. 
Tatsächlich dauerte es dann aber noch weitere 8 Monate, bis die Diskussion erneut aufgenommen 
werden konnte. 
Auf dieser Sitzung am 25.09.20, also ein Jahr nach der ersten Befassung mit dem Thema, wurde 
dem Gremium mitgeteilt, dass inzwischen seitens der BWI eine rechtliche Bewertung 
vorgenommen worden sei, die zu dem Ergebnis geführt habe, dass die FLSK keine Zuständigkeit 
habe für klimapolitische Fragen. 
Dies war nicht nur überaschend angesichts der Tatsache, dass sich die Kommission seit über 
einem Jahr damit beschäftigt und bereits sehr viel Arbeit darauf verwendet worden ist, sondern 
führte in der weiteren Diskussion nach Kenntnisnahme der mündlich vorgetragenen Begründungen 
von Frau Dr. Reuter zu einer lebhaften und kontroversen Diskussion mit großen Zweifeln an den 
vorgetragenen Gründen, die der rechtlichen Bewertung zugrunde gelegt worden waren. 
Deshalb wurde der aus der Kommission gemachte Vorschlag an die Vorsitzende, es solle in dieser 
Situation eine Rechtseinschätzung vom BMU und BMV eingeholt werden, auch allgemein begrüßt, 
aber dann doch nicht angenommen. 
Stattdessen erklärte Frau Dr. Pieroh-Joußen, sie werde auf der nächsten Tagung der ADF erst 
einmal bei Kollegen anderer FLSK nach deren Meinung zu der rechtlichen Bewertung der BWI 
fragen. 
Das hat sie dann getan und später darüber einen kurzen Vermerk angefertigt.   
 
Dieser Vermerk, wie auch die schriftlich ausgearbeitete rechtliche Bewertung von Frau Dr. Reuter  
wurde den Mitgliedern der Kommission dann mit dem Protokoll der Sitzung vom 25.09.20 Mitte 
November nachgereicht. 
Eine eindeutige Meinung aus der Tagung der ADF ließ sich aber nicht erkennen. 
Zusammenfassung Frau Dr. Pieroh-Joußen:  Fluglärmschutz ist prioritäre Aufgabe der FLSK. 
 
Dies  heißt im Umkehrschluß, sie kann sich nachrangig auch mit anderen Themen befassen. 
 
Auf den vom Vertreter des Kreises Pinneberg vorgebrachten Einwand, dass es zwingend geboten 
sei, die Frage, ob sich die FLSK auch mit dem Thema Klimaschutz befassen dürfe, noch einmal 
zur weiteren Diskussion auf die Tagesordnung zu setzen, weil die rechtliche Bewertung noch 
keineswegs als abgeschlossen angesehen werden könne, antwortete Frau Dr. Pieroh-Joußen, 
dass es ihrer Meinung nach zielführender sei, dies erst nach der nächsten Sitzung der ADF zu tun, 
da es bis dahin voraussichtlich eine bundesweite Regelung dazu gebe. Nähere Erläuterungen gab 
es nicht. 
 
 
Antrag : 
 
Es wird beantragt, das Thema Klimaschutz für die nächste Sitzung der FLSK am 30.04.2021 auf 
die Tagesordnung zu setzen, und zwar so positioniert, dass ausreichend Zeit zur Verfügung steht, 
um alle bisher gehörten Argumente zu erörtern. 

weidnemo
Textfeld
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Diskutiert werden sollte dabei m.A. nach auch der Ratschlag von Frau Dr. Reuter, die Kommission 
möge sich doch bitte angesichts der Zeitknappheit in den Sitzungen auf solche Themen 
fokussieren, bei denen tatsächlich Veränderungen herbeigeführt werden können. 
Das ist ein sehr „interessanter“ Ratschlag. 
 
 
Begründung : 
 
Die FLSK hat gute Gründe, sich mit dem Thema Klimaschutz zu befassen. Sie ist dafür auch 
zuständig. Die Kommission kann ihrer Aufgabe, Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung gegen 
Fluglärm den zuständigen Stellen vorzuschlagen (§ 32 b Abs. 3 LuftVG), nur dann gerecht werden, 
wenn sie sich umfassend, fachkundig und breitgefächert informieren lässt über alle Themen, die 
den Flugbetrieb am Hamburger Flughafen berühren, z.B Flugrouten, Flugsicherheitsaspekte, 
technische Details der Flugzeuge, die verwendeten Brennstoffe bzw. alternativen Brennstoffe der 
Zukunft oder andere technische Entwicklungen der Flugzeugindustrie, aber eben auch politische 
Entwicklungen, z.B im Rahmen der Klimaschutzziele, die unmittelbar Auswirkungen auf die 
Luftfahrt und damit auch auf den Hamburger Flughafen haben werden. Ob sich daraus ein 
unmittelbarer oder auch nur mittelbarer Bezug zur originären Zuständigkeit der FLSK ergibt, 
erschließt sich u.U. auch erst, nachdem man näher in die Thematik eingedrungen ist. 
 
Deshalb  hatte es auch einen Sinn, dass wir uns des Themas Klimaschutz angenommen und auf 
der Sondersitzung haben informieren lassen. Zu diesem Thema findet man in vielen Medien 
Informationen darüber, was die Verkehrsluftfahrt in der Zukunft erwartet, gerade auch im 
Zusammenhang mit den Klimaschutzzielen, und die daraus für den Luftverkehr resultierenden 
Konsequenzen und welche Lösungen diese erfordern. 
Es ist inzwischen unter Fachleuten unstreitig, dass es zur Erreichung der Klimaziele nicht mehr 
ausreicht, allein auf technische Innovationen an den Flugzeugen selbst und auf alternative 
Treibstoffe zu setzen und darauf zu hoffen, dass damit die erforderliche Reduzierung der CO2-
Emmissionen gelingt. 
Dafür werden verkehrspolitische Alternativen unvermeidbar sein (vgl. Veröffentlichung der UBA, 
Texte 130/2019 „Umweltschonender Luftverkehr“). Die UBA stellt in dieser Veröffentlichung heraus, 
dass der Schutz vor störendem und gesundheitsschädlichem Lärm zentrales Element für eine 
gesundheits- und umweltverträgliche Gestaltung des Luftverkehrs in diesem Jahrhundert sei. Das 
UBA schlägt z.B konkret vor, dass dazu neben der Einführung von Lärmkontingenten, auch 
Kurzstreckenflüge in Deutschland nur noch in einem geringen Umfang stattfinden sollten und 
insgesamt der Luftverkehr reduziert werden müsse. 
Interessant ist, dass lt. einer kürzlichen Pressenotiz im HA die Lufthansa im Gespräch ist mit der 
Deutschen Bahn über die Reduzierung von Inlandsflügen bei gleichzeitigem Ausbau der 
Bahnverbindungen nach Frankfurt bzw. München. 
Diese Ideen und Vorschläge müssen auch in unserer Runde diskutiert werden. Es ist doch  
offensichtlich: Klimaschutz = Lärmschutz. 
Ein Referent der UBA hat übrigens Anfang des letzten Jahres genau dazu vor der Versammlung 
der Allianz gesprochen. Dieser Vortrag hätte auch der FLSK weitere und wichtige Erkenntnisse 
gebracht. Man sollte durchaus auch mal externen Rat und Expertise hereinholen. 
 
Die im Rechtsgutachten von Frau Dr. Reuter vorangestellte Frage, ob die FLSK für klimapolitische 
Fragen zuständig sei und die darauf gegebene Antwort, dass die Kommission kein 
allgemeinpolitisches Mandat für klimapolitische Fragen habe, genauso wie die Ausführungen 
darüber, ob CO2 eine Luftverunreinigung darstellt, sind m.A. nach völlig irrelevant. Diese Frage hat 
sich so auch niemals gestellt. 
 
Ich kann auch nicht erkennen, dass die Kommission so ein Mandat für sich in Anspruch 
genommen, oder bestritten hätte, dass der Fluglärmschutz ihre prioritäre Aufgabe ist. 
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Mit dem von Frau Dr. Reuter gewählten Ansatz, zu fragen, ob mit der Emmission von CO2 aus 
dem Flugbetrieb die Umgebung des Flughafens betroffen ist und dies zu verneinen, kann man 
natürlich zum Ergebnis kommen, dass eine Zuständigkeit der FLSK mangels lokaler Betroffenheit 
nicht gegeben sei. CO2 kann man nicht sehen und hören, ist aber trotzdem überall. 
Aber, wie vorstehend gezeigt, bringt uns die Befassung mit dem Thema Klimaschutz  die 
Erkenntnis, dass die zwingend erforderliche Reduzierung der CO2 Emmissionen im Luftverkehr  
und die dazu notwendigen Maßnahmen direkt und unvermeidbar zu einer Reduzierung des  
Flugverkehrs insgesamt und auch am Hamburger Flughafen führen werden. Damit reduziert sich 
auch unmittelbar in der Umgebung des Flughafens der Fluglärm. 
 
Eine andere Frage ist, ob sich daraus unmittelbar ein Vorschlag für konkrete Maßnahmen der 
Genehmigungsbehörde ergeben könnte. 
Darüber muß man diskutieren, genauso wie darüber, was wir für wichtig erachten und ob wir uns 
ggf. auch auf anderem Wege öffentlich positionieren möchten. Es bleibt abzuwarten, ob die 
bisherige Zurückhaltung im Gremium unverändert besteht 
 
Eine Notwendigkeit, die weitere Behandlung dieses Themas auf einen fernen Zeitpunkt in der 
Zukunft zu verschieben, zu dem sich dann evtl. die ADF noch einmal dazu äußern wird, ist nicht 
erkennbar. Wieso soll eine bundesweite Regelung abgewartet werden und was wird denn 
eigentlich konkret für eine Regelung erwartet? 
Wir haben eine Regelung im LuftVG, und in dem Rahmen bewegen wir uns und sind dadurch, wie 
gezeigt, auch nicht eingeschränkt, uns z.B. mit Klimaschutz zu beschäftigen. 
 
 
Quickborn, d. 30.3.2021 
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